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A. Problem 

Die Kommission der EG hält zum Schutze des Verbrauchers 
eine einheitliche Regelung für die Kontrolle von Rückständen 
von Antibiotika in frischem Fleisch für geboten. 

B. Lösung 

Der Richtlinienvorschlag hat im wesentlichen folgende Rege-
lungsziele: 

— alles in der Gemeinschaft gewonnene Fleisch auf Rück-
stände von Antibiotika zu untersuchen und ein einheitli-
ches Überwachungssystem einschließlich evtl. zu ergreifen-
der Maßnahmen zu schaffen, 

— Untersuchungsmethoden und Probenahmehäufigkeit 
durch Verfahren des Ständigen Veterinärausschusses zu 
ändern, 

— Untersuchungskosten zu regeln, 

— Kontrollen durch die Kommission vorzusehen. 
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C. Alternativen 

Ablehnung des Richtlinienvorschlags, da der in der Bundesre-
publik Deutschland bestehende strenge und wirksame Ge-
sundheitsschutz durch eine Gemeinschaftsregelung weder di-
rekt noch indirekt beeinträchtigt werden darf. 

D. Kosten 

Keine Angaben der Kommission der EG 

Einmütigkeit im Ausschuß 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Bundesregierung zu bitten, den anliegenden Richtlinienvorschlag der Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften — EG-Dok. 9424/81 — bei den weite-
ren Beratungen in Brüssel abzulehnen. 

Bonn, den 10. März 1982 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Hauck 

Vorsitzender 

Fiebig 

Berichterstatter 
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Anlage 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Regelung gesundheitlicher Fragen in bezug 
auf Rückstände von Antibiotika in frischem Fleisch mit Herkunft aus der Gemeinschaft 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

— Gesundheitliche Fragen in bezug auf Rück-
stände von Antibiotika beim innergemeinschaft-
lichen Handelsverkehr mit frischem Fleisch un-
terliegen nach Artikel 6 der Richtlinie 64/433/ 
EWG 1 ) einzelstaatlichen Rechtsvorschriften. 
Zum Abbau der dadurch noch bestehenden Han-
delshemmnisse ist es notwendig, die einzelstaat-
lichen Vorschriften auf diesem Gebiet durch Ge-
meinschaftsrecht zu ersetzen. 

— Hierzu ist ein gemeinschaftliches Kontrollsy-
stem zu schaffen, dem sämtliches Fleisch, das in 
der Gemeinschaft erschlachtet wird und zum 
menschlichen Genuß bestimmt ist, zu unterwer-
fen ist. 

— Zur einheitlichen Durchführung eines solchen 
Kontrollsystems sind insbesondere die Häufig-
keit der Probenentnahme, die zulässigen Tole-
ranzen und in Fällen der Überschreitung der To-
leranzen die zu ergreifenden Maßnahmen festzu-
legen. 

— Zur Festlegung der anzuwendenden Untersu-
chungsmethode und für Änderungen der An-
hänge ist ein Verfahren zu wählen, das eine enge 
Zusammenarbeit der Kommission mit den Mit-
gliedsstaaten gewährleistet. 

— Sämtliche Maßnahmen, die bei Überschreitung 
der Toleranzgrenzen zu ergreifen sind, insbeson-
dere die Schlachtsperren, sollen darauf hinwir-
ken, daß innerhalb der Gemeinschaft von vorn-
herein Schlachttiere ohne Rückstände von Anti-
biotika produziert werden. 

— Die Besitzer von Tieren, über die eine Schlacht-
sperre verhängt wird, müssen die Möglichkeit 
haben, ihre Tiere auch vor Ablauf der Schlacht-
sperre unter der Bedingung zu schlachten, daß 
jedes dieser Tiere bei der Schlachtung darauf un-
tersucht wird, ob es frei von Rückständen von 
Antibiotika ist. 

1 ) ABl. EG Nr. 121 vom 29. Juli 1964, S. 2012/64. 

— Zur Kontrolle der Durchführung dieser Richtli-
nie ist ein gemeinschaftliches Überwachungssy-
stem notwendig. 

— Es ist die Kostendeckung für die Untersuchun-
gen auf Rückstände von Antibiotika zu regeln; 
die Einzelheiten hierfür sind nach einem Verfah-
ren, das eine enge Zusammenarbeit der Kommis-
sion mit den Mitgliedstaaten gestattet, festzule-
gen. 

— Um einen laufenden Überblick über die in den 
Mitgliedstaaten durchgeführten Untersuchun-
gen auf Rückstände von Antibiotika zu haben, ist 
es notwendig, daß die Mitgliedstaaten der Kom-
mission über ihre Kontrolltätigkeit nach dieser 
Richtlinie berichten. 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zum Zwecke der Kontrolle der Abwesenheit von 
Rückständen von Antibiotika in oder auf frischem 
Fleisch, das in der Gemeinschaft erschlachtet wird 
und zum menschlichen Genuß bestimmt ist, tragen 
die Mitgliedstaaten dafür Sorge, daß die Bestim-
mungen dieser Richtlinie angewandt werden. 

Artikel 2 

Die in der Richtlinie 64/433/EWG 2 ) gegebenen 
Definitionen finden auch auf diese Richtlinie An-
wendung. 

Außerdem sind im Sinne dieser Richtlinie: 

a) Rückstände von Antibiotika: nachweisbare Men-
gen von Antibiotika und Substanzen mit antibio-
tikaähnlicher Wirkung oder deren Metaboliten in 
oder auf frischem Fleisch; 

h) Toleranz: Die Menge an Rückständen von Anti-
biotika in oder auf frischem Fleisch, die der 
Nachweisgrenze der gemeinschaftlichen Unter-
suchungsmethode entspricht. 

Artikel 3 

(1) Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß fri-
sches Fleisch, das innerhalb der Gemeinschaft er

-
schlachtet wird und zum menschlichen Genuß be-
stimmt ist, einer Untersuchung auf Rückstände von 

2 ) ABl. EG Nr. 121 vom 29. Juli 1964, S. 2012/64. 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Ag 665/81 — Vom 13. Ok-
tober 1981 
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Antibiotika nach Maßgabe dieser Richtlinie unter-
liegt. 

(2) Die Untersuchung auf Rückstände von Antibio-
tika wird stichprobenweise entsprechend der in An-
hang I festgelegten Häufigkeit der Proben im Rah-
men der amtlichen Fleischuntersuchung bei der 
Schlachtung durchgeführt. Hierbei ist sicherzustel-
len, daß die Probenentnahme gleichmäßig auf die 
Schlachttierarten verteilt und regelmäßig durchge-
führt wird. 

(3) Die technischen Einzelheiten der Entnahme 
der Proben und die anzuwendende Untersuchungs-
methode werden nach dem Verfahren des Artikels 9 
festgelegt. 

(4) Unbeschadet der Vorschriften des Absatzes (2) 
hat der für die Fleischuntersuchung zuständige amt-
liche Tierarzt, falls ihm Hinweise bekannt werden, 
die auf das Vorhandensein von Rückständen von 
Antibiotika bei den zur Untersuchung gestellten 
Schlachttieren schließen lassen, jedes in Frage kom-
mende geschlachtete Tier einer Untersuchung auf 
Rückstände von Antibiotika zu unterziehen. 

(5) Darüber hinaus unterliegen alle geschlachte-
ten Tiere, die einer bakteriologischen Fleischunter-
suchung unterworfen sind, einer Untersuchung auf 
Rückstände von Antibiotika. 

(6) Die Untersuchungen nach den Absätzen (4) 
und (5) sind nicht auf die in Absatz (2) genannten 
Stichproben anzurechnen. 

Artikel 4 

(1) Wird bei einer Untersuchung auf Rückstände 
von Antibiotika nach Artikel 3 ein Untersuchungser-
gebnis erzielt, das die Toleranz überschreitet, so teilt 
die Untersuchungsstelle der zuständigen Veterinär-
behörde unverzüglich 

a) Tierart, Rasse, Alter, Geschlecht, sowie sämtliche 
Angaben zur einwandfreien Feststellung des 
Herkunftsbetriebes eines jeden Tieres und 

b) das Ergebnis der Untersuchung 

mit. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß darauf-
hin 

1. durch die zuständige Veterinärbehörde im Her-
kunftsbestand Nachforschungen über die Ursa-
che für das die Toleranz überschreitende Ergeb-
nis angestellt werden, 

2. die Herde oder die Tiere, von denen aufgrund der 
Nachforschungen gemäß Ziffer 1 anzunehmen 
ist, daß sie ebenfalls Rückstände von Antibiotika 
enthalten, amtlich gekennzeichnet werden, 

3. ihre Schlachtung für den menschlichen Genuß 
solange verboten wird, bis anzunehmen ist, daß 
diese Rückstände nicht mehr in Mengen vorhan-
den sind, die die Toleranz überschreiten, minde-
stens aber für die Dauer der in Anhang I festge-
legten Wartefristen, 

4. die einem Schlachtverbot unterliegenden Tiere 
oder Herde für die Dauer des Verbots nicht an 
Dritte veräußert werden. 

(3) Abweichend von Absatz (2) dürfen die unter ei-
nem Schlachtverbot stehenden Tiere jedoch vor Ab-
lauf der Wartefrist geschlachtet werden, wenn der 
Besitzer dies mindestens eine Woche vor dem beab-
sichtigten Schlachttermin unter Angabe des künfti-
gen Schlachtortes dieser Tiere bei der zuständigen 
Behörde anzeigt. Die Tiere müssen in diesem Fall 
von einem amtstierärztlichen Attest begleitet sein, 
in dem die nach Absatz (1) Buchstabe a) zu machen-
den Angaben enthalten sein müssen. 

(4) Jedes nach Absatz (3) gemeldete Schlachttier 
ist bei der Schlachtung auf Rückstände von Antibio-
tika zu untersuchen. 

Diese Untersuchungen sind jedoch nicht auf die in 
Artikel 3 Absatz (2) genannten Stichproben anzu-
rechnen. 

Artikel 5 

(1) Jedes geschlachtete Tier, das einer Untersu-
chung auf Rückstände von Antibiotika unterliegt, ist 
bis zum Vorliegen des Untersuchungsergebnisses 
anzuhalten. 

(2) Ergibt die Untersuchung auf Antibiotika ein 
die Toleranz überschreitendes Ergebnis, so ist das 
gesamte geschlachtete Tier untauglich zum mensch-
lichen Genuß und unschädlich zu beseitigen. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission 
jeweils bis zum 31. März des folgenden Jahres in ei-
nem zusammenfassenden Jahresbericht über die 
nach dieser Richtlinie durchgeführten Untersuchun-
gen, die Untersuchungsergebnisse und die getroffe-
nen Maßnahmen unter Verwendung des Formblat-
tes nach Anhang II dieser Richtlinie. 

Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten 
vom Ergebnis dieser Mitteilungen. 

Artikel 7 

Die Kosten für die Untersuchung der Proben auf 
Rückstände von Antibiotika werden auf die Gesamt-
zahl der geschlachteten Tiere umgelegt und gehen 
zu Lasten der Verfügungsberechtigten. In den Fäl-
len des Artikels 3 Absatz (5) sowie bei Untersuchun-
gen, deren Ergebnis eine Überschreitung der Tole-
ranz ergibt, gehen jedoch die Kosten für die Unter-
suchung jeder Probe in voller Höhe zu Lasten des 
Verfügungsberechtigten der betreffenden Tiere. 

Artikel 8 

(1) Die Kommission führt regelmäßig Kontrollen 
an Ort und Stelle durch, um sich vom tierärztlichen 
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Standpunkt von der Durchführung dieser Richtlinie 
zu vergewissern. 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß-
nahmen, um diese Inspektionen zu erleichtern und 
insbesondere zu gewährleisten, daß den Sachver-
ständigen auf ihre Anfrage alle für die Beurteilung 
der Ausführung dieser Richtlinie erforderlichen In-
formationen und Unterlagen überlassen werden. 

(2) Die allgemeinen Durchführungsvorschriften 
zu diesem Artikel, insbesondere die Häufigkeit und 
die Einzelheiten der Durchführung der in Absatz 1 
genannten Kontrollen, sowie die Durchführungsvor-
schriften für die Bestimmung der tierärztlichen 
Sachverständigen und die Vorschriften, nach denen 
sich diese bei der Abfassung ihrer Berichte zu rich-
ten haben, werden nach dem Verfahren des Arti-
kels 9 festgelegt. 

Artikel 9 

(1) Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver-
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzende 
unverzüglich den durch Beschluß des Rates vom 
15. Oktober 1968 eingesetzten Ständigen Veterinär

-

ausschuß — im folgenden „Ausschuß" genannt — 
entweder von sich aus oder auf Antrag eines Mit-
gliedstaats. 

(2) In dem Ausschuß werden die Stimmen der Mit-
gliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des Vertrages 
gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der Abstim-
mung nicht teil. 

(3) Der Vertreter der Kommission unterbreitet ei-
nen Entwurf für die zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt innerhalb einer Frist, die der Vor-
sitzende entsprechend der Dringlichkeit der zu prü-
fenden Fragen festlegen kann, zu diesen Maßnah-

men Stellung. Die Stellungnahme kommt mit einer 
Mehrheit von fünfundvierzig Stimmen zustande. 

(4) Die Kommission erläßt die Maßnahmen und 
sieht sofort deren Anwendung vor, wenn sie der Stel-
lungnahme des Ausschusses entsprechen. Entspre-
chen sie der Stellungnahme des Ausschusses nicht 
oder ist keine Stellungnahme ergangen, so schlägt 
die Kommission dem Rat alsbald die zu treffenden 
Maßnahmen vor. Der Rat beschließt die Maßnah-
men mit qualifizierter Mehrheit. Hat der Rat nach 
Ablauf einer Frist von drei Monaten nach Unterbrei-
tung des Vorschlags keine Maßnahmen beschlossen, 
so trifft die Kommission die vorgeschlagenen Maß-
nahmen und sieht sofort deren Anwendung vor, es 
sei denn, der Rat hat sich mit einfacher Mehrheit ge-
gen die genannten Maßnahmen ausgesprochen. 

Artikel 10 

Änderungen der Anhänge dieser Richtlinie, die 
sich insbesondere aus dem jeweiligen Stand der wis-
senschaftlichen Forschung ergeben, werden nach 
dem Verfahren des Artikels 9 vorgenommen. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechtsvorschriften am 1. Juli 1982 in Kraft, um die-
ser Richtlinie und ihren Anhängen nachzukommen 
und setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 
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Anhang I 

Auf 100 Schlachttiere sind zu untersuchen: 

mindestens zwei Proben bei Fleisch aller Tierarten ausgenommen Rindern un-
ter sechs Monate und 

mindestens fünf Proben bei Fleisch von Rindern unter sechs Monate. 

Im Falle eines Schlachtverbotes beträgt die Wartefrist 

bei nachweislich oraler Verabreichung 
der für den Rückstand in Frage kommenden Substanz mindestens eine Wo-
che, 

bei nachweislich parenteraler Verabreichung 
der für den Rückstand in Frage kommenden Substanz mindestens einen Mo-
nat. 

Anhang II 

Bericht über die nach der Richtlinie 	/ /EWG durchgeführten Untersuchungen 
auf Rückstände von Antibiotika 
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Begründung 

Mit dem Vorschlag der Kommission einer Verord-
nung des Rates über die Verwendung von Substan-
zen mit hormonaler oder thyreostatischer Wirkung 
bei Haustieren vom 4. November 1980 1) wurde das 
Problem der Behandlung landwirtschaftlicher Nutz-
tiere mit Tierarzneimitteln und den damit verbunde-
nen Risiken für die menschliche Gesundheit durch 
Rückstände dieser Arzneimittel im Fleisch behan-
delter Tiere nur hinsichtlich der Verwendung be-
stimmter Hormone und Thyreostatika erfaßt. Eine 
weitere, jedoch nicht minder wichtige Arzneimittel-
gruppe stellen die Antibiotika, Chemotherapeutika 
und Stoffe mit ähnlicher Wirkung dar, die in der mo-
dernen Tierhaltung therapeutisch wie prophylak-
tisch, auf breiter Ebene zur Anwendung kommen. 

Die Kommission ist daher von der Notwendigkeit 
überzeugt, eine Regelung auch auf diesem Gebiet zu 
schaffen, um den Schutz des Verbrauchers in vollem 
Umfang zu gewährleisten. Das Europäische Parla-
ment hat in einer Stellungnahme zum Vorschlag 
über die Hormone diese Betrachtungsweise unter-
strichen und die Kommission aufgefordert, einen 
Vorschlag in bezug auf dieses Problem vorzulegen. 

Die Kommission verweist auf die noch zu verab-
schiedenden Richtlinien über Tierarzneimittel und 
über Fütterungsarzneimittel, sowie auf die bereits 
existierende Richtlinie über Zusatzstoffe in der Tier- 

1)  ABl.  EG Nr. C. 305 vom 22. November 1980, S. 2 

ernährung, wo die Verwendung von Zusatzstoffen 
streng geregelt ist. 

Die Kommission ist der Meinung, daß die zur Zeit 
geltenden Vorschriften in mehreren Punkten zu er-
gänzen sind. Insbesondere ist die Kontrolle von 
Rückständen in Lebensmitteln tierischer Herkunft 
von besonderer Dringlichkeit. Im Augenblick be-
schränkt die Kommission ihren Vorschlag noch auf 
die Kontrolle von frischem Fleisch, sie wird jedoch 
zu gegebener Zeit ergänzende Vorschläge unterbrei-
ten. 

Frisches Fleisch darf keine Rückstände von Antibio-
tika enthalten. Es ist daher eine Nulltoleranz zu for-
dern, die durch die Nachweisgrenze der anzuwen-
denden Untersuchungsmethoden bestimmt wird. 

Da bei der Festlegung der gemeinsamen Untersu-
chungsmethode technisch-wissenschaftliche Fragen 
im Vordergrund stehen, erscheint es zweckmäßig, 
daß die Kommission diese Aufgabe übernimmt und 
dabei ein Verfahren angewandt wird, das eine enge 
Zusammenarbeit der Kommission mit den Mitglied-
staaten gewährleistet. 

Der vorliegende Vorschlag enthält die Grundlagen 
für eine wirksame Kontrolle von frischem Fleisch 
auf Rückstände von Antibiotika. Diese Kontrollen 
sollen vom Schlachthof durchgeführt werden, die 
Kosten für diese Kontrollen sollen durch das Pro-
dukt selbst getragen werden. 
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Bericht des Abgeordneten Fiebig 

Der Richtlinienvorschlag der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften wurde gemäß § 93 der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages mit der 
EG-Sammelliste vom 22. Oktober 1981 — Drucksa-
che 9/934 Nr. 30 — an den Ausschuß für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit federführend sowie an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß hat die Vorlage in seiner 29. Sitzung 
am 10. März 1982 abschließend beraten. Der mitbe-
ratende Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten hat den Richtlinienentwurf zur Kennt-
nis genommen. 
In seiner Beratung hat der Ausschuß für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit die Auffassung vertreten, daß 
der Richtlinienvorschlag in Anbetracht der in der 
Bundesrepublik Deutschland bereits geltenden 
Schutzvorschriften — trotz einiger positiver Ansätze 

— insgesamt nicht geeignet ist, den Verbraucher-
schutz wirksam zu verbessern. Eine Gemeinschafts-
regelung in diesem Bereich kann nach Auffassung 
des Ausschusses nur dann sinnvoll sein, wenn die 
vorgesehenen Überwachungsmaßnahmen auf alle 
Rückstände ausgedehnt werden. Dabei sollten Art 
und Zahl der Proben eine wirksame und praktikable 
Überwachung ermöglichen. Das vorgesehene Veteri-
närausschußverfahren erscheint in dieser Hinsicht 
nicht geeignet, Regelungen zu treffen, die von grund-
legender Bedeutung für eine wirksame Überwa-
chung sind. 

Um den in der Bundesrepublik Deutschland beste-
henden strengen und wirksamen Gesundheits-
schutz durch eine Gemeinschaftsregelung weder di-
rekt noch indirekt zu beeinträchtigen, empfiehlt der 
Ausschuß dem Deutschen Bundestag, den Richtli-
nienvorschlag abzulehnen. 

Bonn, den 11. März 1981 

Fiebig 

Berichterstatter 


